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I. Prüfungsauftrag 

Auf der Grundlage des Beschlusses des Rates der Stadt Lübbecke beauftragte uns der Kämmerer 

der  

Stadt Lübbecke 

(im Folgenden auch kurz: „Stadt“ genannt), 

den Gesamtabschluss zum 31.12.2015 unter Einbeziehung der zu Grunde liegenden Buchführung 

und den Gesamtlagebericht für das Haushaltsjahr 2015 gemäß §§ 101 und 116 GO NRW zu prü-

fen. 

Die Prüfung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichts wurde von uns entsprechend 

der Maßgabe des § 103 Abs. 5 GO NRW vorgenommen.  

Der Prüfungsbericht richtet sich an die Stadt Lübbecke.  

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns gemäß § 101 GO NRW und § 317 HGB 

durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Gesamtabschluss sowie den Gesamtlagebe-

richt abzugeben.  

Form und Inhalt des Prüfungsberichts entsprechen den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichter-

stattung bei Abschlussprüfungen nach IDW PS 450.  

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwendba-

ren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.  

Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit gelten - auch im Verhältnis zu 

Dritten - die als Anlage beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 01.01.2017. 
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II. Grundsätzliche Feststellungen 

Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch den gesetzlichen Vertreter 

Aus dem von dem gesetzlichen Vertreter bestätigten Gesamtlagebericht und Gesamtabschluss 

heben wir folgende Aspekte hervor, die unseres Erachtens für die Beurteilung der wirtschaftlichen 

Gesamtlage der Stadt und seiner verselbständigten Aufgabenbereiche von besonderer Bedeutung 

sind. 

Gesamtwirtschaftliche Lage und Gesamtgeschäftsverlauf des Konzerns 

· Der Konzern Stadt Lübbecke schließt im Haushaltsjahr 2015 mit einem Gesamtjahresergeb-

nis von - 1.001 T€ (im Vorjahr: - 7.161 T€). 

· Im Wesentlichen aufgrund gestiegener Gewerbesteuereinnahmen und eines positiven Ein-

flusses der Erstattungen aus dem Flüchtlingsaufnahmegesetz FlüAG hat sich die 

Einnahmenseite und damit auch das Gesamtergebnis gegenüber dem Vorjahr deutlich ver-

bessert; die Ausgabenseite bedarf jedoch weiterer Konsolidierung.  

· Die Vermögenslage ist gekennzeichnet durch den hohen Anteil des Anlagevermögens, das in 

Bezug auf die Ertragslage hohe Belastungen durch Instandhaltung und durch die Abschrei-

bungen verursacht. 

· Das Eigenkapital vermindert sich aufgrund der Fehlbeträge der Vergangenheit. Die Pensions-

rückstellungen mussten um weitere 1.095 T€ erhöht werden. 

· Insgesamt ergab sich aufgrund der o.g. Faktoren eine Erhöhung der ordentlichen Gesamter-

träge in Höhe von 8.431 T€, denen Erhöhungen der ordentlichen Gesamtaufwendungen in 

Höhe von 2.955 T€, insbesondere aus dem Bereich Personal- und Vorsorge gegenüberstan-

den. 

Zukünftige Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken: 

· Bestandsgefährdende Risiken werden für den Konzern und dessen Hauptgesellschaften nicht 

gesehen. 
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Ansonsten werden als Chancen und Risiken insbesondere die folgenden Faktoren erwähnt: 

· mittelfristig absehbare Aufzehrung der Ausgleichrücklage, die zur Deckung der Fehlbeträge 

voraussichtlich nur noch bis 2017 ausreichen wird, aufgrund der Höhe der allgemeinen Rück-

lage ergibt sich aber mittelfristig keine Notwendigkeit eines Haushaltssicherungskonzeptes, 

· Unsicherheiten im Bereich der Gewerbesteuereinnahmen,  

· weitere Belastungen durch den Zustrom von Flüchtlingen,  

· Sanierungsbedarf im Hallenbad und im Freibad Gehlenbeck, 

· in Lübbecke verstärkter Wettbewerb mit erhöhten Kosten im Bereich Strom und Erdgas, da-

gegen voraussichtlich deutliche Ergebnisverbesserung durch die Übernahme des Netzbetrie-

bes Erdgas in Preußisch Oldendorf. 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die Beur-

teilung der Gesamtlage der Stadt, einschließlich der dargestellten Chancen und Risiken der künf-

tigen Entwicklung, plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die Gesamtlagebeurteilung durch den 

gesetzlichen Vertreter ist dem Umfang nach angemessen und inhaltlich zutreffend. 
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III. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

Gegenstand der Prüfung 

Gegenstand unserer Prüfung waren der nach den Vorschriften des NKF aufgestellte Gesamtab-

schluss zum 31.12.2015 - bestehend aus Gesamtergebnisrechnung, Gesamtbilanz und Gesamt-

anhang - unter Einbeziehung der zu Grunde liegenden Buchführung sowie der Gesamtlagebericht 

für das Haushaltsjahr 2015. 

Wir prüften die Einhaltung der landesrechtlichen Vorschriften der GO NRW und der GemHVO 

NRW (in der Fassung NKFWG) und der sie ergänzenden Bestimmungen der Satzungen und 

sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen. Gemäß § 50 GemHVO NRW finden die handelsrechtli-

chen Konzernrechnungslegungsvorschriften (§§ 300 bis 309 sowie 311 und 312 HGB) und somit 

auch die Grundsätze ordnungsmäßiger Konzernrechnungslegung in der Fassung vom 29.05.2009 

auf den Gesamtabschluss Anwendung. 

Die Verantwortung für die Gesamtrechnungslegung und die uns erteilten Angaben und Auskünfte 

trägt der gesetzliche Vertreter der Stadt. Unsere Aufgabe ist es, diese Unterlagen unter Einbezie-

hung der Buchführung und die gemachten Angaben im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung 

zu beurteilen. 

Art und Umfang der Prüfung 

Grundlage unserer Prüfung waren die landesrechtlichen Vorschriften der §§ 101 und 

116 GO NRW, die sie ergänzenden handelsrechtlichen Vorschriften (§§ 317 ff HGB) und die vom 

IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung. Danach ist die 

Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-

stellung des durch den Gesamtabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung und durch den Gesamtlagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Schulden-, 

Finanz- und Ertragsgesamtlage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt wer-

den.  
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Gegenstand unseres Auftrags waren weder die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbe-

stände, wie z. B. Unterschlagungen oder sonstige Untreuehandlungen, noch die Aufdeckung und 

Aufklärung außerhalb der Gesamtrechnungslegung begangener Ordnungswidrigkeiten. Prüfungs-

planung und Prüfungsdurchführung haben wir jedoch so angelegt, dass diejenigen Unregelmäßig-

keiten, die für die Rechnungslegung wesentlich sind, mit hinreichender Sicherheit aufgedeckt wer-

den. Der gesetzliche Vertreter der Stadt ist für die Einrichtung und Durchsetzung geeigneter Maß-

nahmen zur Verhinderung bzw. Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten verantwortlich; die Überwa-

chung obliegt dem Stadtrat, der dabei auch das Risiko der Umgehung von Kontrollmaßnahmen 

berücksichtigt. 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-

trollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Gesamtabschluss und Gesamtlagebericht über-

wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der Jahres-

abschlüsse der in den Gesamtabschluss einbezogenen Unternehmen, der Abgrenzung des Kon-

solidierungskreises, der angewandten Bilanzierungs- und Konsolidierungsgrundsätze und der 

wesentlichen Einschätzungen des gesetzlichen Vertreters sowie die Würdigung der Gesamtdar-

stellung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichtes. 

Der Prüfung lag eine Planung der Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung unserer vor-

läufigen Lageeinschätzung und einer Einschätzung der Wirksamkeit des konzernrechnungs-

legungsbezogenen internen Kontrollsystems der Stadt zu Grunde. Hierbei haben wir unsere 

Kenntnisse über die Verwaltungstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der 

Stadt nebst seiner verselbständigten Aufgabenbereiche sowie mögliche Fehlerrisiken berück-

sichtigt.  

Aus den bei der Prüfungsplanung getroffenen Feststellungen ergaben sich nachfolgende  

Prüfungsschwerpunkte: 

·  Umfang und Angemessenheit des Konsolidierungskreises sowie 

·  Ordnungsmäßigkeit der angewandten Konsolidierungsschritte 

Ausgehend von unserer Beurteilung des konzernrechnungslegungsbezogenen internen Kontroll-

systems haben wir bei der Festlegung der weiteren Prüfungshandlungen die Grundsätze der We-

sentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit beachtet. Sowohl analytische Prüfungshandlungen als auch 

Einzelfallprüfungen wurden nach Art und Umfang unter Berücksichtigung der Bedeutung der Prü-

fungsgebiete und der Organisation des Gesamtrechnungswesens in ausgewählten Stichproben 

durchgeführt. Die Stichproben wurden so ausgewählt, dass sie der wirtschaftlichen Bedeutung der 

einzelnen Posten des Gesamtabschlusses Rechnung tragen. Wir sind der Auffassung, dass unse-

re Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
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Bei der Prüfung des konzernrechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems haben wir 

keine Schwachstellen festgestellt. Eine Ausweitung unserer Prüfungshandlungen bzw. Änderun-

gen unserer Prüfungsschwerpunkte war demnach nicht erforderlich. 

Analytische Prüfungshandlungen haben wir vor allem im Rahmen von Zeitreihenvergleichen vor-

genommen. Einzelfallprüfungen haben wir in Stichproben durch bewusste Auswahl durchgeführt. 

Zur Prüfung der Posten des Gesamtabschlusses haben wir uns im Wesentlichen auf die Prü-

fungsergebnisse der einbezogenen Einzelabschlüsse gestützt. 

Den Gesamtlagebericht haben wir darauf hin geprüft, ob er mit dem Gesamtabschluss und den bei 

unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im Einklang steht, ob er den gesetzlichen Vorschrif-

ten entspricht, insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Gesamtlage der Stadt vermittelt 

und ob die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung im Gesamtlagebericht zutreffend dar-

gestellt worden sind. 

Wir haben die Prüfung im April 2017 in unserem Büro in Gütersloh durchgeführt.  

Aufklärungen und Nachweise im Sinne des § 320 HGB erteilten uns der gesetzliche Vertreter so-

wie die uns benannten Personen bereitwillig und im gewünschten Umfang. Die berufsübliche Voll-

ständigkeitserklärung des gesetzlichen Vertreters haben wir zu unseren Arbeitspapieren genom-

men. 
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IV. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

A. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Gesamtabschlüsse zum 31.12.2011, 2012, 2013 und 2014 

Der Gesetzgeber hat für NRW mit Datum vom 25. Juni 2015 ein „Gesetz zur Beschleunigung der 

Aufstellung kommunaler Gesamtabschlüsse und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften“ 

verabschiedet, nach dem die Gesamtabschlüsse der Jahre 2011 bis 2014 der Anzeige des Ge-

samtabschlusses des Haushaltsjahres 2015 in der vom Bürgermeister nach § 116 Abs. 5 i.V.m. 

§ 95 Abs. 3 GemHO NRW bestätigten Entwurfsfassung, d.h. ungeprüft, beigefügt werden können. 

Die Stadt Lübbecke hat von dieser Erleichterungsregelung Gebrauch gemacht. An der Erstellung 

der Gesamtabschlüsse 2011 bis 2014 haben wir beratend teilgenommen und hierbei auch jeweils 

die Ordnungsmäßigkeit des Konsolidierungskreises und der Konsolidierungsschritte überprüft. 

2. Konsolidierungskreis und Konsolidierungsstichtag 

Im Wege der Vollkonsolidierung nach § 50 GemHVO NRW i. V. m. §§ 300 bis 309 HGB hat die 

Stadt folgende Körperschaften einbezogen: 

Name des Unternehmens Anteil am Kapital  TEUR 

Wirtschaftsbetriebe Lübbecke GmbH 

Stadtwerke Lübbecke GmbH 

Netzgesellschaft Lübbecke mbH 

100,00 % 

100,00 % 

100,00 % 

8.030 

25.466 

25 

Von dem in § 116 Abs. 3 GO NRW dargestellten Einbeziehungswahlrecht, nach dem verselbstän-

digte Aufgabenbereiche bei nur untergeordneter Bedeutung in Bezug auf die Vermögens-, Schul-

den-, Ertrags- und  Finanzgesamtlage nicht in den Gesamtabschluss vollkonsolidiert oder im  

Wege der Anteilsbilanzierung (at Equity) einbezogen werden müssen, hat die Stadt - wie im Ge-

samtanhang dargestellt - bezüglich folgender Einheiten Gebrauch gemacht: 
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Name des Unternehmens Anteil Stadt 

Förderschulverband Lübbecke, 32312 Lübbecke 

VHS Volkshochschule Altkreis Lübbecke, Espelkamp 

Bioenergie Lübbecke GmbH & Co. KG 

Bioenergie Lübbecke Verwaltungs GmbH, Lübbecke 

MHV Minden Herforder Verkehrsgesellschaft mbH 

Radio Minden-Lübbecke GmbH & Co.KG 

KRZ Kommunales Rechenzentrum Minden-Ravensberg 

GBSL Bau- und Siedlungsgenossenschaft Lübbecke eG 

Volksbank Lübbecker Land eG 

51,95 % 

28,10 % 

24,50 % 

24,50 % 

2,20 % 

1,11 % 

1 Geschäftsanteil von 37 

220 Geschäftsanteile 

1 Geschäftsanteil 

Diese Konzerneinheiten wurden im Wege der Anteilsbilanzierung zu fortgeführten Anschaffungs-

kosten (at cost) bilanziert. Die Stetigkeit in der Ausübung des Einbeziehungswahlrechts wurde 

gewahrt. 

Der Gesamtabschluss ist entsprechend § 116 Abs. 1 GO NRW auf den Stichtag des Jahresab-

schlusses der Stadt (31.12.2015) aufgestellt worden. Der Bilanzstichtag der Jahresabschlüsse 

aller in den Gesamtabschluss einbezogenen verselbständigten Aufgabenbereiche ist identisch mit 

dem Bilanzstichtag der Stadt. 

3. Ordnungsmäßigkeit der in den Gesamtabschluss einbezogenen Jahresabschlüsse 

Die Jahresabschlüsse zum 31.12.2015 der in den Gesamtabschluss eingehenden Konzerneinhei-

ten wurden gemäß § 106 GO NRW i. V. m. § 317 ff HGB geprüft. Die beauftragten Abschlussprü-

fer (bei der Stadt das Rechnungsprüfungsamt des Kreises Minden-Lübbecke, bei den Stadtwerken 

und den Wirtschaftsbetrieben unsere Gesellschaft) erteilten den einzelnen Konzerneinheiten je-

weils uneingeschränkte Bestätigungsvermerke. 

Die Werte der jeweiligen Einzelabschlüsse der in den Gesamtabschluss zum 31.12.2015 einbezo-

genen Konzerneinheiten wurden unter Berücksichtigung von § 50 GemHVO NRW i. V. m. den 

handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Konzernrechnungslegung (Fassung vom 

29.05.2009) auf die für den Gesamtabschluss vereinheitlichten Bilanzierungs- und Bewertungs-

grundsätze der Stadt übergeleitet.  
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4. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Die Konzernbuchführung entspricht den gesetzlichen Vorschriften und den handelsrechtlichen 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Konzernbuchführung (Fassung vom 29.05.2009). Die den weite-

ren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen sind in der Konzernbuchführung, im Ge-

samtabschluss und im Gesamtlagebericht ordnungsmäßig abgebildet.  

5. Gesamtabschluss 

Der von uns geprüfte Gesamtabschluss für das Haushaltsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2015 ist 

diesem Bericht als Anlage 1 beigefügt. Er entspricht nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 

der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der handels-

rechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Konzernbuchführung (Fassung vom 29.05.2009).  

Die Gesamtbilanz und -ergebnisrechnung wurden ordnungsmäßig aus der Konzernbuchführung 

und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Auf den Beständen der Vorjahresbilanz zum 

31.12.2014 wurde ordnungsmäßig aufgesetzt. Die für Gebietskörperschaften geltenden Ansatz-, 

Ausweis- und Bewertungsvorschriften nach dem NKF und dem NKFWG wurden beachtet.  

Der Gesamtanhang enthält die vorgeschriebenen Angaben zu den einzelnen Posten der Gesamt-

bilanz und der Gesamtergebnisrechnung und beinhaltet die sonstigen Pflichtangaben richtig und 

vollständig. 

Die Stadt hat auf die Aufstellung eines Anlagenspiegels und einer Segmentberichtserstattung als 

Anlagen zum Anhang in Übereinstimmung mit den Regelungen der GO NRW verzichtet. Die ent-

sprechend DRS 2 aufgestellte Kapitalflussrechnung vermittelt zutreffende Informationen über die 

Zahlungsmittelströme sowie die Zahlungsmittelbestände des Konzerns und gibt ausreichende 

Auskunft, wie der Konzern finanzielle Mittel erwirtschaftet und welche zahlungswirksamen Investi-

tionen und Finanzierungsmaßnahmen vorgenommen wurden. 
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6. Gesamtlagebericht 

Der Gesamtlagebericht (Anlage 2 dieses Berichts) steht mit dem Gesamtabschluss und den im 

Verlauf unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang, entspricht den gesetzlichen Vor-

schriften und vermittelt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Gesamtlage der Stadt. Die 

wesentlichen Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung sind zutreffend und vollständig dar-

gestellt.  

B. Gesamtaussage des Gesamtabschlusses 

Feststellungen zur Gesamtaussage des Gesamtabschlusses 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung stellen wir fest, dass der Gesamtabschluss 

im Zusammenwirken von Gesamtbilanz, -ergebnisrechnung und -anhang, unter Beachtung der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Konzernrechnungslegung, ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der Stadt ver-

mittelt. 

Wesentliche Bewertungsgrundlagen 

Die wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind zutreffend in dem als Anlage 1c 

beigefügten Gesamtanhang dargestellt. 
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C. Ertrags-, Vermögens-, Schulden- und Finanzgesamtlage 

1. Ertragsgesamtlage 

Die Einzelposten der Gesamtergebnisrechnung lassen sich nach betriebswirtschaftlichen Kriterien 

wie folgt analysieren: 

  

 
2015 2014 Ergebnisver-

änderungen 

  T€ T€ T€ 
Steuern und ähnliche Abgaben 31.299 26.890 4.409 
Zuwendungen und allgemeine Umlagen 4.513 2.742 1.771 
Sonstige Transfererträge 19 49 -       30 
Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 11.479 11.276 203 
Privatrechtliche Leistungsentgelte 34.459 34.122 337 
Kostenerstattungen und Kostenumlagen 2.341 1.055 1.286 
Sonstige ordentliche Erträge 2.622 2.043 579 
Aktivierte Eigenleistungen 326 444 -     118 
Bestandsveränderungen -         10 -           4 -         6 
Ordentliche Gesamterträge 87.048 78.617 8.431 
Personalaufwendungen -  13.449 -  12.432 -  1.017 
Versorgungsaufwendungen -    2.278 -    1.167 -  1.111 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen -  31.102 -  31.446 344 
Bilanzielle Abschreibungen -    9.574 -    8.869 -     705 
Transferaufwendungen -  25.108 -  24.671 -     437 
Sonstige ordentliche Aufwendungen -   5.823 -    5.793 -       30 
Ordentliche Gesamtaufwendungen -  87.334 -  84.378 -  2.956 
Ortdentliches Gesamtergebnis -       286 -    5.761 5.475 
Finanzerträge 67 64 3 
Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen -      782 -    1.464    682 
Gesamtfinanzergebnis -      715 -    1.400 685 
Gesamtergebnis der laufenden  
Geschäftstätigkeit -    1.001 -    7.161 6.160 

Ordentliches Ergebnis / Konzernjahres-
fehlbetrag -    1.001 -    7.161 6.160 

Das Gesamtergebnis weist gegenüber dem Vorjahr einen deutlich niedrigeren Jahresfehlbetrag 

auf. Hierzu haben insbesondere beigetragen das höhere Gewerbesteueraufkommen sowie höhere 

Erstattungen nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz. In Bezug auf die Zusammensetzung der ein-

zelnen Aufwands- und Ertragspositionen verweisen wir auf die Erläuterungen im Gesamtanhang. 
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Im Einzelnen tragen die Konzerngesellschaften wie folgt zu dem Konzernergebnis bei: 

 - 2015 -  
 T€ T€ 
   
Stadt Lübbecke -  2.141  

Stadtwerke Lübbecke GmbH +     297  

Wirtschaftsbetriebe Lübbecke GmbH +  1.110  

Netzgesellschaft Lübbecke mbH        0 -     734 
   
Abschreibung auf einen Geschäfts- oder Firmenwert  -     267 
   
Konzernergebnis  -  1.001 

Die Stadtwerke und die Netzgesellschaft haben einen Ergebnisabführungsvertrag mit der Stadt, 

sodass sie in ihren Einzelabschlüssen stets ein Ergebnis von Null ausweisen. Das im Gesamtab-

schluss ausgewiesene Ergebnis der Stadtwerke enthält daher nur einen Ertrag aus der Aufzinsung 

von Pensionsrückstellungen, die im Einzelabschluss abgezinst werden müssen, im Gesamtab-

schluss jedoch nicht. Der Geschäfts- oder Firmenwert wurde gebildet nach dem Erwerb der Antei-

le an den Stadtwerken in 2014 und wird über 10 Jahre abgeschrieben. 
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2. Vermögens- und Schuldengesamtlage 

In der folgenden Übersicht haben wir die Aktiva und Passiva der Gesamtbilanz nach betriebswirt-

schaftlichen Kriterien zusammengefasst.  

  31.12.2015 31.12.2014 Ver- 
  änderung 
  T€ T€ T€ 
Immaterielle Vermögensgegenstände 3.204 3.201 3 
Sachanlagen 205.411 207.843 -    2.432 
Finanzanlagen     2.353     2.382 -         29 
Langfristiges Vermögen 210.968 213.426 -    2.458 
Vorräte 1.867 1.875 -           8 
Forderungen und  
sonstige Vermögensgegenstände 11.988 10.876 1.112 
Liquide Mittel 10.183 13.937 -    3.754 
Rechnungsabgrenzungsposten 1.049 945 104 
Kurzfristiges Vermögen   25.087   27.633 -    2.546 
Gesamtvermögen 236.055 241.059 -    5.004 
Eigenkapital 88.350 89.211 -       861 
Sonderposten aus Zuwendungen und Beiträgen 73.004 73.479 -       475 
Langfristige Rückstellungen 18.250 17.155 1.095 
Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 32.457 19.348 13.109 
Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssi-
cherung        306   15.207 -  14.901 
Langfristiges Kapital 212.367 214.400 -    2.033 
Sonderposten für den Gebührenausgleich und 
Sonstige 884 713 171 
Kurzfristige Rückstellungen 8.860 9.514 -     654 
Verbindlichkeiten aus  
Lieferungen und Leistungen 3.710 3.372 338 
Übrige Verbindlichkeiten 8.676 11.514 -    2.838 
Rechnungsabgrenzungsposten     1.558     1.546        12 
Kurzfristiges Kapital   23.688   26.659 -    2.971 
Gesamtkapital 236.055 241.059 -    5.004 

Der Bestand an Sachanlagen minderte sich insbesondere durch planmäßige Abschreibungen um 

2.432 T€. Im Umlaufvermögen erhöhten sich die Forderungen um 1.112 T€, während die liquiden 

Mittel um 3.754 T€ abnahmen. Auf der Passivseite hat das Eigenkapital im Berichtsjahr durch den 

Jahresfehlbetrag weiter abgenommen auf einen Bestand von nunmehr 88.350 T€, während sich 

die Eigenkapitalquote durch die gesunkene Bilanzsumme auf nunmehr 37,43 leicht erhöht hat 

(Vorjahr 89.211 T€ oder 37,01 %). Die Pensionsrückstellungen mussten um 1.095 T€ erhöht wer-

den. 

Insgesamt ergab sich eine deutliche Minderung der Bilanzsumme um rd. 5 Mio. € oder rd. 2,08 %. 

Zu den Deckungsverhältnissen der Finanzierung vgl. unter 3.1. 
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3. Finanzgesamtlage 

3.1 Gesamtliquidität und Deckungsverhältnisse 

Die Liquiditätsgesamtlage zum 31.12.2015 auf Basis der betriebswirtschaftlichen Kriterien zu-

sammengefassten Vermögenslage (siehe Punkt 2) stellt sich im Vorjahresvergleich wie folgt dar: 

31.12.2015 31.12.2014  
Ver- 

 
änderung 

T€ T€ T€ 

Liquide Mittel 10.183 13.937 -  3.754 

Kurzfristiges Kapital (ohne passive Rechnungsab-
grenzung) -  23.688 -  26.659 2.971 

Liquidität I -  13.505 -  12.722 -     783 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 11.988 10.876 1.112 

Liquidität II -    1.517 -    1.846 329 

Vorräte   1.867   1.875 -         8 

Liquidität III      350        29    321 

Durch die Abnahme der liquiden Mittel hat sich die Liquidität I gegenüber dem Vorjahr weiter ver-

schlechtert, während sich die Liquiditäten II und III hauptsächlich durch die zum Bilanzstichtag 

höheren Forderungsbestände leicht verbessert darstellen. 

Das Deckungsverhältnis der Finanzierung im langfristigen Bereich stellt sich an den Bilanzstich-

tagen wie folgt dar: 

31.12.2015 31.12.2014 
Ver- 

 
änderung 

T€ T€ T€ 

Langfristiges Kapital 212.367 214.400 -  2.033 

Langfristiges Vermögen 210.968 213.426 -  2.458 

Überdeckung      1.399        974    425 

Die betriebswirtschaftlich wünschenswerte fristenkongruente Finanzierung des langfristigen Ver-

mögens durch langfristiges Kapital war zum 31.12.2015 gewährleistet und hat sich gegenüber 

dem Vorjahr leicht verbessert.  
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3.2 Gesamtkapitalflussrechnung 

Die Stadt hat im Anhang des Gesamtabschlusses zum 31.12.2015 eine Gesamtkapitalflussrech-

nung nach der indirekten Methode entsprechend den Grundsätzen ordnungsmäßiger Konzernbi-

lanzierung nach DRS 2 aufgestellt. 

Zusammengefasst stellt sich die Kapitalflussrechnung wie folgt dar: 

2015 2014 
T€ T€ 

 
Saldo aus laufender Geschäftstätigkeit 1.846 -    1.150 

Saldo aus Investitionstätigkeit -    6.655 -  11.726 

Finanzmittelergebnis -    4.809 -  12.876 

Saldo aus Finanzierungstätigkeit   1.055   8.344 

Änderung des Bestandes 

an eigenen Finanzmitteln -    3.754 -    4.532 

Anfangsbestand an Finanzmitteln (01.01.) 13.937 18.469 

Endbestand an Finanzmitteln (31.12.) 10.183 13.937 
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V. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks des Abschlussprüfers und Schlussbemerkung 

Wir haben nach dem abschließenden Ergebnis unserer auftragsgemäßen Prüfung den Gesamt-

abschluss zum 31.12.2015 und den Gesamtlagebericht für das Haushaltsjahr 2015 der Stadt  

Lübbecke mit dem folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen:  

„An die Stadt Lübbecke: 

Wir haben den von der Stadt Lübbecke aufgestellten Gesamtabschluss - bestehend aus Gesamt-

bilanz, Gesamtergebnisrechnung und Gesamtanhang - und den Gesamtlagebericht für das Haus-

haltsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2015 geprüft. Die Aufstellung von Gesamtabschluss und Ge-

samtlagebericht nach den gemeinderechtlichen Vorschriften von Nordrhein-Westfalen und den 

ergänzenden Bestimmungen der Satzungen und sonstigen kommunalrechtlichen Bestimmungen 

liegen in der Verantwortung des gesetzlichen Vertreters der Stadt Lübbecke. Unsere Aufgabe ist 

es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Gesamtab-

schluss und den Gesamtlagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Gesamtabschlussprüfung nach § 101 Abs. 1  GO NRW und § 317 HGB unter 

Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW) festgestellten deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so 

zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 

durch den Gesamtabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 

durch den Gesamtlagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Schulden-, Finanz- und Er-

tragsgesamtlage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Fest-

legung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 

wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Stadt Lübbecke sowie die Erwartungen über mögliche 

Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-

zogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Gesamtabschluss und 

Gesamtlagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 

Beurteilung der Jahresabschlüsse der in den Gesamtabschluss einbezogenen Unternehmen, der 

Abgrenzung des Konsolidierungskreises, der angewandten Bilanzierungs- und Konsolidierungs-

grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des gesetzlichen Vertreters sowie die Würdi-

gung der Gesamtdarstellung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichts. Wir sind der 

Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bil-

det. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 

Gesamtabschluss den gesetzlichen Vorschriften, den ergänzenden Bestimmungen der Satzungen 

und sonstigen kommunalrechtlichen Bestimmungen und vermittelt unter Beachtung der Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Schulden-, Finanz- und Ertragsgesamtlage der Stadt Lübbecke. Der Gesamtlagebe-

richt steht im Einklang mit dem Gesamtabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, ver-

mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Gesamtlage der Stadt Lübbecke und stellt die 

Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 

Den vorstehenden Bericht einschließlich des im Prüfungsbericht wiedergegebenen Bestätigungs-

vermerks erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grund-

sätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen (IDW PS 450). Eine Ver-

wendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prüfungsberichts 

bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe des Gesamtab-

schlusses und/oder des Gesamtlageberichts in einer von der bestätigten Fassung abweichenden 

Form bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk 

zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen. 

Gütersloh, am 12. April 2017 

W R G 
Audit GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Lüke Prof. Dr. Koch 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 

 



 

Anlagen 





















































































 

44347-GA/15 Anlage 3 / - 1 - 

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

An die Stadt Lübbecke: 

Wir haben den von der Stadt Lübbecke aufgestellten Gesamtabschluss - bestehend aus Gesamt-

bilanz, Gesamtergebnisrechnung und Gesamtanhang - und den Gesamtlagebericht für das Haus-

haltsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2015 geprüft. Die Aufstellung von Gesamtabschluss und Ge-

samtlagebericht nach den gemeinderechtlichen Vorschriften von Nordrhein-Westfalen und den 

ergänzenden Bestimmungen der Satzungen und sonstigen kommunalrechtlichen Bestimmungen 

liegen in der Verantwortung des gesetzlichen Vertreters der Stadt Lübbecke. Unsere Aufgabe ist 

es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Gesamtab-

schluss und den Gesamtlagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Gesamtabschlussprüfung nach § 101 Abs. 1  GO NRW und § 317 HGB unter 

Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW) festgestellten deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so 

zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 

durch den Gesamtabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 

durch den Gesamtlagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Schulden-, Finanz- und Er-

tragsgesamtlage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Fest-

legung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 

wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Stadt Lübbecke sowie die Erwartungen über mögliche 

Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-

zogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Gesamtabschluss und 

Gesamtlagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 

Beurteilung der Jahresabschlüsse der in den Gesamtabschluss einbezogenen Unternehmen, der 

Abgrenzung des Konsolidierungskreises, der angewandten Bilanzierungs- und Konsolidierungs-

grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des gesetzlichen Vertreters sowie die Würdi-

gung der Gesamtdarstellung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichts. Wir sind der 

Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bil-

det. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 

Gesamtabschluss den gesetzlichen Vorschriften, den ergänzenden Bestimmungen der Satzungen 

und sonstigen kommunalrechtlichen Bestimmungen und vermittelt unter Beachtung der Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Schulden-, Finanz- und Ertragsgesamtlage der Stadt Lübbecke. Der Gesamtlagebe-

richt steht im Einklang mit dem Gesamtabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, ver-

mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Gesamtlage der Stadt Lübbecke und stellt die 

Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 

Gütersloh, am 12. April 2017 

W R G 
Audit GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Lüke Prof. Dr. Koch 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Rechtliche und steuerliche Grundlagen 

A. Darstellung der rechtlichen Verhältnisse 

Name: Stadt Lübbecke 

Hauptsatzung: Hauptsatzung vom 01.02.2017 (zuletzt geän-

dert am 01.02.2017) 

Haushaltsjahr: Kalenderjahr 

Bürgermeister: Herr Frank Haberbosch (gewählt für die Periode 2015 bis 

2020)  

Rechnungsprüfungsamt: Die Stadt hat eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit 

dem Rechnungsprüfungsamt des Kreises Minden Lübbe-

cke. 

Kommunalaufsichtsbehörde: Kreis Minden Lübbecke 

Stadtrat: Dem Rat der Stadt Lübbecke gehören in der Wahlperiode 

insgesamt 38 Ratsmitglieder an.  

 

Ausschüsse der Stadt: Der Rat der Stadt Lübbecke hat folgende Ausschüsse ge-

bildet: 

- Ausschuss für Soziales, Familien und Arbeit 

- Rechnungsprüfungsausschuss 

- Ausschuss für Bildung und Kultur 

- Ausschuss für Wirtschaft und Standortentwicklung 

- Bauen und Stadtentwicklung 

- Haupt- und Finanzausschuss 

- Jugend und Sport 

- Wahlausschus 

- Wahlprüfungsausschuss 
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Satzungen und  

ortsrechtliche Bestimmungen: Für die wesentlichen Tätigkeiten der Stadt gelten die fol-

genden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Be-

stimmungen:  

- Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallentsor-

gung in der Stadt Lübbecke vom 08.10.2007 (zuletzt 

geändert am 01.12.2015 

- Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungs-

satzung der Stadt Lübbecke vom 18.12.1989 (zuletzt 

geändert am 10.12.2015)  

- Haushaltssatzung über die Festsetzung der Hebe-

sätze für die Grund- und Gewerbesteuern vom 

15.12.2016 

- Vergabeordnung der Stadt Lübbecke vom 

06.11.2008  

Unternehmensverbindungen: Beteiligungen: 

- Bioenergie Lübbecke Verwaltungs GmbH 

- Bioenergie Lübbecke GmbH Co. KG 

- Förderschulverband 

- Gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossen-

schaft Lübbecke eG (GBSL) 

- Minden-Herforder-Verkehrsgesellschaft mbH 

(MHV) 

- Netzgesellschaft Lübbecke mbH 

- Stadtwerke Lübbecke GmbH 

- Volksbank Lübbecker Land eG 

- Wirtschaftsbetriebe Lübbecke GmbH (WBL)  

- Sonstige: 

a) Kommunales Rechenzentrum Minden-  

    Ravensberg / Lippe (KRZ) 

b) VHS Altkreis Lübbecke 

c) Radio Minden Lübbecke GmbH & Co.KG 
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B. Darstellung der steuerlichen Verhältnisse 

Die Stadt Lübbecke ist als juristische Person des öffentlichen Rechts gemäß § 1 Abs. 1 KStG le-

diglich mit ihren Betrieben gewerblicher Art unbeschränkt steuerpflichtig.  

Die Stadt Lübbecke unterhält die folgenden Betriebe gewerblicher Art:  

- Blasheimer Markt 

- Altes Amtsgericht 

- Duales System 

- Freibad Obernfelder Alle 

- Bäder 

- Parken 

- Stadthalle 



Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart 
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im 
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für 
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von 
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren 
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der 
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der 
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in 
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen 
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die 
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der 
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder 
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber 
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, 
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf 
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB, 
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu 
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz 
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung 
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, 
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.  

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen  

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.
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Gesonderte Anlage 
- Beteiligungsbericht - 

(nicht Bestandteil der Gesamtabschlussprüfung 2015) 






























































